
Ge~äß § 53 Abs. 4 GOG 
an dre Abg~ordneten verteilt 

r~s . ~t>fU 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Karlheinz Kopf, Mag. Dr. Jakob Schwarz, BA, 
und Kolleginnen und Kollegen 

1von3 

zum Bericht des Finanzausschusses 1585 der Beilagen über die 
Regierungsvorlage 1534 der Beilagen betreffend ein 
Abgabenänderungsgesetz 2022 (TOP 24) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag in der Fassung des Ausschm.sberichts 1585 
d.B. wird wie folgt geändert: 

„Artikel 1 (Anderung des Einkommensteuergesetzes 1988) wird wie folgt geändert: 

1. Nach Z 4 wird folgende Z 4a eingefügt: 

„4a. In § 17 Abs. 1 und Abs. 3a wird jeweils nach der Wortfolge „das 
Arbeitsplatzpauschale gemäß § 4 Abs. 4 Z 8" ein Beistrich sowie die Wortfolge „Kosten 
gemäß § 4 Abs. 4 Z 5 zweiter Satz" eingefügt." 

2. In Z 21 lit. e) (§ 124b) lautet Z 397 wie folgt: 

„397. § 3 Abs. 1 Z 39, § 4 Abs. 4 Z 5 und§ 17 Abs. 1und3a, jeweils in er Fassung des 
Bundesgesetzes BGBL I Nr. xx/2022, sind erstmalig bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2022 anzuwenden." 

Art. 7 (Anderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

Die Z 2 wird durch folgende Z 2 bis 7 ersetzt: 

»2. Im § 735 Abs. 2 Z 1 wird der Ausdruck „SARS-CoV-2" durch den Ausdruck 
„COVID-19" ersetzt. 

3. § 735 Abs. 2 Z 2 lautet: 

„2. die betroffene Person aus medizinischen Gründen nicht gegen COVID-19 geimpft 
und mittels Antikörperpräparaten nicht ausreichend geschützt werden kann." 

4. Im§ 735 Abs. 2a letzter Satz wird der Ausdruck „30. Juni 2022" durch den Ausdruck 
„31 . Dezember 2022" ersetzt. 

5. § 735 Abs. 3e entfällt. 

6. Die§§ 764 und 765 samt Überschriften entfallen. 

7. Nach § 772 wird folgender§ 773 samt Überschrift angefügt: 
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„Schlussbestimmungen zu Art. 7 des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xx/2022 

§ 773. (1) § 735 Abs. 2 Z 1, 2 und Abs. 2a letzter Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. 1 Nr. xx/2022 tritt mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag 
in Kraft. 

(2) § 49 Abs. 3 Z 31 und 32 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 1 Nr. xx/2022 
tritt mit 1. Juli 2022 in Kraft. 

(3) Die§§ 735 Abs. 3e, 764 und 765 samt Überschriften treten mit dem Ablauf des 
Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes außer Kraft. Die Bezahlung des 
Honorars für die Ausnahmebestätigungen sowie der Kostenersatz des Bundes an die 
Krankenversicherungsträger nach § 764 Abs. 1 haben für die bis zu diesem Zeitpunkt 
ausgestellten Ausnahmebestätigungen zu erfolgen."«" 

Begründung 
Zu Art. 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988) 

Die in § 4 Abs. 4 Z 5 zweiter Satz neu eingeführte pauschale Abzugsmöglichkeit von 
50 % der aufgewendeten Kosten für eine nicht übertragbare Wochen-, Monats- oder 
Jahreskarte für Einzelpersonen, wenn glaubhaft gemacht wird, dass diese Karte auch für 
betrieblich veranlasste Fahrten verwendet wird, soll auch im Rahmen der 
Basispauschalierung gemäß § 1 7 Abs. 1 und der Kleinunternehmerpauschalierung gemäß 
§ 17 Abs. 3a als zusätzliche Betriebsausgabe geltend gemacht werden können. Die 
Aufzählung der zusätzlich zu berücksichtigenden Betriebsausgaben soll daher 
entsprechend erweitert werden. 

Zu Art. 7 (Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) 

Das Bundesgesetz über die Pflicht zur Impfung gegen COVID-19 (COVID-19-
Impfpflichtgesetz -COVID-19-IG) wird aufgehoben. Dadurch bedarf es auch 
entsprechender Anpassungen in den Sozialversicherungsgesetzen. 

Zu Z 2 bis 5 (§ 735 Abs. 2 Z 1, 2, Abs. 2a letzter Satz und Abs. 3e ASVG): 

Die Regelungen über die COVID-19-Risiko-Atteste sind aufgrund der Aufhebung des 
COVID-19-Impfpflichtgesetzes zu überarbeiten. 

Nach § 735 Abs. 2 Z 2 ASVG ist die Ausstellung eines COVID-19-Risiko-Attests 
zulässig, sofern die betroffene Person nach § 3 Abs. 1 Z 2 lit. a oder b COVID-19-
Impfpflichtgesetz (COVID-19-IG), BGBl. 1 Nr. 32/2022, von der COVID-19-Impfpflicht 
ausgenommen ist und eine entsprechende Bestätigung nach § 3 Abs. 3 COVID-19-IG 
samt den dieser zugrundeliegenden Befunden vorlegt. Diese Ausnahmen umfassen bisher 
Personen, 

a) die nicht ohne konkrete und ernstliche Gefahr für Leben oder Gesundheit mit 
einem Impfstoff gemäß § 2 Z 3 geimpft werden können, oder 

b) bei denen aus medizinischen Gründen eine Immunantwort auf eine Impfung 
gegen COVID-19 nicht zu erwarten ist. 

Hinsichtlich der Ausstellung eines positiven COVID-19-Risiko-Attests soll nunmehr (mit 
gewissen Anpassungen) wieder die Rechtslage vor Einführung des COVID-19-
Impfpflichtgesetzes eingeführt werden. 
Erhalten bleibt (mit einer Anpassung in Bezug auf die korrekte Bezeichnung) Z 1 des 
§ 735 Abs. 2 ASVG: Dies betrifft Personen, bei denen trotz drei Impfungen gemäß 
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Impfschema für immunsupprimierte Personen mit einem zentral zugelassenen Impfstoff 
gegen COVID-19 medizinische Gründe vorliegen, die einen schweren Krankheitsverlauf 
von COVID-19 annehmen lassen) bestehen. 

Z 2 soll dahingehend umgestaltet werden, dass jene Personen ein COVID-19-Risiko­
Attest erhalten, die bei Zugehörigkeit zur Risikogruppe aus medizinischen Gründen nicht 
gegen COVID-19 geimpft werden können. Als weitere Voraussetzung wird hinzugefügt, 
dass die betroffene Person auch nicht (prophylaktisch) mittels Antikörperpräparaten 
(Evusheld [Tixagevimab/Cilgavimab]) ausreichend geschützt werden kann. 

§ 735 Abs. 3e ASVG sieht vor, dass COVID-19-Risiko-Atteste, die vor dem 1. April 
2022 ausgestellt werden, innerhalb von zwei Wochen bestätigen zu las:;en sind. Diese 
Bestimmung kann wegen des Zeitablaufs als obsolet entfallen. 

Der vom Bund an die Krankenversicherungsträger zu leistende Kostenersatz für die 
aufgrund der Ausstellung eines COVID-19-Risiko-Attests zu leistenden Honorare ist 
überdies von 30. Juni 2022 bis 31. Dezember 2022 zu verlängern. 

Abschließend bleibt festzuhalten, dass der Zeitraum, in dem Freistellungen nach ~ 735 
Abs. 3 ASVG möglich sind, durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit, BGBl. II 
Nr. 200/2022, vorerst bis zum Ablauf des 30. Juni 2022 verlängert wurde. 

Der Bundesminister für Arbeit kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz durch Verordnung Zeiträume bis 
längstens 31. Dezember 2022 festlegen, in denen eine Freistellung möglic ist, wenn dies 
aufgrund der epidemiologischen Gesamtsituation erforderlich ist(§ 735 Abs. 3b ASVG). 

Zu Art. 7 Z 6 und 7 (§§ 764 und 774 Abs. 2 ASVG): 

Im Zusammenhang mit der Aufhebung des COVID-19-Impfpflichtgesetzes haben die 
Regelungen über das Honorar für Ausnahmebestätigungen von der Jmpfpflicht für 
Schwangere in Höhe von zwölf Euro zu entfallen. Festzuhalten ist, dass as Honorar für 
die Ausnahmebestätigungen sowie der Kostenersatz des Bundes an die 
Krankenversicherungsträger für die bis zum Zeitpunkt des Auße -Kraft-Tretens 
ausgestellten Ausnahmebestätigungen zu erfolgen hat. 
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